
Tages- oder zum monatlichen ESTV-
Kurs umgerechnet werden muss.
Wir bekämpfen Eurolöhne, weil wir 
sehen, dass mit der Auszahlung von 
Löhnen in einer Fremdwährung die 
Transparenz nicht mehr gegeben ist 
und dem Missbrauch Tür und Tor 
geöffnet wird.

Für den LANV:
Petra Eichele und Sigi Langenbahn

AHV-Reform
Mini-AHV-Revision, 
Maxi-Staatshaus-
haltssanierung
Weil die Differenz zwischen den 
jährlichen AHV-Ein- und Auszahlun-
gen seit 2003 stetig zugenommen 
hat, wurde mit der jetzigen AHV-Re-
form das AHV-Alter ab Jahrgang 
1958 um 1 Jahr und die Beiträge um 
0,3 % hinaufgesetzt. Gleichzeitig hat 
sich der Staat davon verabschiedet, 
20 % der jährlichen AHV-Auszahlun-
gen zu finanzieren (die Schweiz 
wird auch in Zukunft 19,55 % der 
AHV-Auszahlungen übernehmen). 
Mit der gleichzeitigen Beerdigung 
dieses Finanzierungsmechanismus 
werden ca. 80 % der Einnahmenver-
besserungen durch Beitragserhö-
hung und Heraufsetzung des AHV-
Alters wieder aufgefressen.
Die DU-Fraktion ist der Meinung, 
dass eine solche Reform diesen Na-
men nicht verdient, denn die AHV 
ist in Zukunft nur unwesentlich bes-
ser gestellt. Herbert Elkuch hat des-
halb den Antrag gestellt, die AHV-
Beiträge, die zu 45 % aus einer 
Lohnsumme von Zupendlern stam-
men, nicht nur um 0,3, sondern um 
0,5 % anzuheben. Denn schliesslich 

sollten in einem Umlageverfahren, 
wie es die AHV ist, die Einnahmen 
die Ausgaben decken. Seit 2003 ver-
grössern sich die Ausgaben gegen-
über den Einnahmen. Im 2015 fehl-
ten 43,94 Mio. Fr., um die Ausgaben 
für die Rentner, von denen 63,2 % 
im Ausland wohnen, mit den Beiträ-
gen bezahlen zu können. Für eine 
ausgeglichene Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung wäre ein Beitragssatz 
von 9,3 % notwendig gewesen, ein-
gezogen wurden aber nur 7,8 %. Im 
Vergleich zur Schweiz wären mit 
der Erhöhung um 0,5 % die AHV-
Beiträge immer noch um 0,1 % nied-
riger gewesen (8,3 % anstatt 8,4 %). 
Obwohl der Vorstoss als richtig an-
gesehen wurde, erlangte der DU-An-
trag keine Mehrheit. Die DU hat des-
halb die Regierungsvorlage ge-
schlossen abgelehnt.
Mit der jetzigen von FBP/VU/FL be-
schlossenen AHV-Reform wurden 
jedoch auch Zeichen gesetzt: Das 
Modell der AHV, das in den 1950er-
Jahren von der Schweiz übernom-
men wurde und sich bisher bewährt 
hat, passt für unser Land nicht 
mehr! Die Ausgaben wachsen stär-
ker als die Einnahmen. Mit der Kür-
zung des Staatsbeitrages und nur ei-
ner moderaten Beitragserhöhung 
wird diesem Umstand nicht Rech-
nung getragen. Hätten jedoch die 
von den Firmen stammenden Er-
tragssteuern im gleichen Umfang 
zugenommen wie die Zahl der 
Grenzgänger, die sich seit 2003 ver-
doppelt haben, dann wäre die zu-
künftige Finanzierung der AHV si-
cher kein Problem gewesen. Fakt ist 
jedoch, dass die Firmensteuern und 
Lohnzahlungen nur wenig zuge-
nommen haben. Die von FBP/VU 
seit Jahrzehnten verfolgte Wirt-
schaftspolitik ist deshalb weder 

weitsichtig noch nachhaltig. Die 
jetzt beschlossene AHV-Reform ver-
hindert zwar ein weiteres Sparpa-
ket, löst aber die langfristigen Prob-
leme der AHV nicht. Diese werden 
grösser, auch wenn sie zurzeit noch 
durch hohe Reserven verschleiert 
werden. Die Probleme müssen je-
doch unsere Kinder lösen.

Fraktion der Unabhängigen

In eigener Sache
Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich 
vor, Zuschriften nicht zu publizie-
ren und kann darüber keine Korres-
pondenz führen. Wir bitten darum, 
uns die Leserbriefe – inklusive der 
vollen Anschrift des Unterzeichners 
– bis spätestens 16 Uhr zukommen 
zu lassen. Für die Rubrik «Forum» 
gilt, die 3000-Zeichen-Marke nicht 
zu überschreiten.
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